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Sachverhalt

Die VB hat mich zur Beiständin nach Art. 394 eines verheirateten Mannes (60 Jahre) ernannt. Dieser hat den Antrag auf Anregung seines Suchtberaters (Spielsucht) gestellt. Die VB hat lediglich ein Gespräch mit dem Klienten und dem Suchtberater geführt und dann die Beistandschaft errichtet. Die Ehefrau wurde nicht zum Gespräch eingeladen und auch nachträglich nicht informiert. Die Ehe ist durch die Spielsucht des Mannes arg belastet. Die vielen Spielschulden haben zu einer ganz prekären finanziellen Situation geführt. Der Mann ist arbeitslos, und da er selbständig war, hat er keine ALV und er hat auch keine private Erwerbsausfallversicherung. Im Oktober 06 hat der Suchtberater eine IV-Anmeldung gemacht (Depressionen, beginnende Demenz, hirnorganische Beeinträchtigungen). Der Mann hat also kein Einkommen. 
 
Die Ehefrau will an der Ehe festhalten, obwohl ihr Mann kein gutes Haar an ihr lässt. Er fordert ständig Geld von ihr und hält sie an, mehr zu verdienen. Für sie gelte noch in guten wie in schlechten Zeiten, sagt sie. Sie ist aber permanent in Angst, dass er weitere Spielschulden macht. Sie arbeitet in einem Pflegeheim und verdient im Schnitt ca. 2'800.-. Sie ist körperlich und psychisch am Anschlag mit diesem Pensum. Das Ehepaar lebt in einer Liegenschaft zu je ½ Eigentum. Sie besitzen noch ca 34'000.- Vermögen. Ich gehe aber davon aus, dass dieses Vermögen der Frau gehört, da sie insgesamt ca 150'000.- Spielschulden des Mannes bezahlt haben. Ich habe mit dem Ehepaar ein Budget erstellt, indem ersichtlich wurde das sie mit dem monatlichen Defizit in 12 Monaten Pleite sind. Der Verkauf des Hauses wäre für beide sehr schmerzlich (Statussymbol). Der Hausverkauf würde nur etwa 30'000.- Gewinn abwerfen.
 
Die VB hat mich im Beschluss beauftragt, das Einkommen des Ehemannes zu verwalten, die Verwaltung des Vermögens, insbesondere das Wohnhaus mit Belastung und Unterhaltskosten, zu übernehmen, ein Inventar zu erstellen.
 
Ich habe zwei Tage vor der Beschlussfassung Einsicht erhalten in den geplanten Beschluss und habe interveniert, dass ich ohne Einkommen und Vermögen des Mannes nicht die Liegenschaft des Ehepaares verwalten könne. Da ich dann das Einkommen und Vermögen der Ehefrau verwalten müsste. Und ich habe reklamiert, dass die Ehefrau nicht am Gespräch beteiligt war. Die VB hat dann einfach das Protokoll des Gespräches, das sie mit dem Klienten und dem Suchtberater geführt hat, abgeändert und dazu geschrieben, dass das Einverständnis der Frau vorausgesetzt wird.
 
Ich habe dann innerhalb der Beschwerdefrist mit der Frau gesprochen und ihr alles erklärt. Sie war keinesfalls damit einverstanden, dass ich einen Teil ihres Einkommens verwalten würde. So hätte ja sie eine Beiständin und ihr Mann sei wieder fein raus. Sie war auch sehr gekränkt, dass sie nicht befragt wurde, dass niemand ihre Meinung erfragt habe. Sie hat dann eine Beschwerde geschrieben und darin festgehalten, dass sie damit einverstanden wäre, dass die Beiständin mit ihr zusammen über die bestehenden Konti die Liegenschaft verwalten würde. Die Beschwerde hat sie an die VB geschickt statt an die Aufsichtsbehörde. 
 
Jetzt hat mir heute die VB, wieder ohne vorgängige Anhörung der Frau, einen neuen Beschlussvorschlag gemailt. Darin heisst es wieder: ich soll das Einkommen und das Vermögen verwalten und der Ehefrau bei der Verwaltung des Wohnhauses behilflich zu sein. Ausserdem wird darauf hingewiesen, dass sie kulanterweise auf die Beschwerde eingehen würden, da sie ja an die falsche Adresse gerichtet sei.
 
Fragen:
Wenn ich das Vermögen (Schulden) des Mannes verwalten soll, dann muss ich doch zuerst wissen, was sein Vermögen ist. Ich muss es ja dann auch ausscheiden aus dem ehelichen Vermögen und unter vormundschaftliche Verwaltung nehmen. Meines Wissens ist das nur über eine Gütertrennung möglich. Die Frau will das nicht. Sie möchte möglichst wenig verändern. Der Mann will davon auch nichts wissen, da er davon nur Nachteile hätte. 
 
Wie kann man als Beiständin das Vermögen von nur einem Ehegatten verwalten?
 
Meines Wissens nach, könnte ich nur für einen urteilsunfähigen Klienten eine Gütertrennung beantragen. Stimmt das? (Herr W. ist urteilsfähig)
 
Einfacher wäre eine Beistandschaft für beide. Die Frau lehnt das aber ab und ist auch nicht entsprechend hilfsbedürftig. Der Ehemann hat im Gespräch ausgesagt, dass seine Frau nicht in der Lage sei, sich um die finanziellen Angelegenheiten zu kümmern. Mit etwas Unterstützung wäre sie das aber meiner Meinung nach schon.
 
Darf die VB eine Beistandschat für eine verheiratete Person einrichten ohne den Ehegatten anzuhören?
 
Wenn das Haus verkauft werden muss, braucht das Ehepaar dann die Zustimmung der VB und der Aufsichtsbehörde für einen Freihandverkauf?
Erwägungen

1. Wenn die Ehefrau rechtzeitig eine Beschwerde gegen den Massnahmenentscheid eingereicht hat, sie aber bei der falschen Stelle deponiert oder an die falsche Stelle adressiert hat, schadet das nicht. Vielmehr muss die unzuständige Stelle die Beschwerde der richtigen Stelle zuweisen (BGE 108 Ib 543 f; Kölz/Häner, Verwaltungsverfahren und Verwaltungsrechtspflege des Bundes, N 234; BGE 121 I 95; 118 Ia 243 f). Es ist demnach kein Gnadenakt der Vormundschaftsbehörde, sondern elementares rechtsstaatliches Verhalten, wenn der Eingabe der Ehefrau Folge geleistet wird.

2. Die Errichtung einer Beistandschaft für eine verheiratete Person beschlägt die  eheliche Gemeinschaft, weil von Gesetzes wegen die Ehegatten sich gegenseitig verpflichtet haben, das Wohl der Gemeinschaft in einträglichem Zusammenwirken zu wahren und einander Beistand und Treue zu leisten (Art. 159 ZGB). Darüber hinaus vertritt jeder Ehegatte die Gemeinschaft für die laufenden Bedürfnisse (Art. 166 ZGB). Die Errichtung einer Beistandschaft für eine verheiratete Person, welche mit dem Ehegatten in häuslicher Gemeinschaft lebt, ist in zweierlei Hinsicht ein krasser Verstoss gegen geltendes Recht: Einmal kann ohne Einbezug des Ehegatten gar keine hinreichende Sachverhaltsfeststellung erfolgen, zum andern verletzt das Vorgehen das rechtliche Gehör der mitbetroffenen Ehefrau.  Das Ergebnis liegt auf der Hand: Sie haben ein Zuständigkeits- und Kompetenz-Chaos, bevor die Massnahme überhaupt in Angriff genommen werden kann. Was kann und soll die Ehefrau noch, was soll und kann, ja muss die Beiständin? Das gegenseitige, einträchtige Zusammenwirken, welches unter Ehegatten Rechtspflicht darstellt, hat die Vormundschaftsbehörde bereits durch ihr Vorgehen unterlaufen und selbst missachtet.

3. Wenn die Ehefrau an ihrer Beschwerde festhält, muss die VB die Eingabe an die zuständige vormundschaftliche Aufsichtsbehörde weiterleiten. Das kann natürlich auch die Ehefrau durch Zustellung einer Kopie tun. Solange diese Frage offen ist, besteht kein rechtskräftiger Massnahmenentscheid. Damit sind Sie auch nicht in der Lage, bereits ihre Arbeit aufzunehmen: Art. 389 ZGB i.V.m. Art. 367 Abs. 3 ZGB, welcher vorschreibt, dass die Gewählte trotz Ablehnung oder Anfechtung verpflichtet sei, das Mandat sofort nach Ernennung zu führen, gilt nur, soweit ein rechtskräftiger Massnahmeentscheid vorliegt oder einer allfälligen Beschwerde die aufschiebende Wirkung entzogen wäre oder eine vorläufige Fürsorge (Art. 386 ZGB) verfügt worden wäre. Das ist hier nicht der Fall.


4. Wenn die Vormundschaftsbehörde ihren Entscheid in Wiedererwägung ziehen will und wenn dies nach dem kantonalen Recht nach Einreichung einer Beschwerde auch zulässig ist, ist ihr anzuraten, eine sorgfältige Sachverhaltsabklärung vorzunehmen, alle möglichen Optionen für eine Problemlösung auf den Tisch zu legen, diese gegeneinander abzuwägen und mit der Ehefrau einen gangbaren Weg auszuhandeln, auch welche Weise den gegenseitigen Erwartungen entsprochen werden kann. Möglicherweise ist die Beistandschaft der falsche Weg. Unter Umständen wäre es sinnvoller, im Rahmen einer Eheschutzmassnahme eine Gütertrennung vorzunehmen, dementsprechend die Güter der beiden Ehegatten auszuscheiden und festzulegen, wer wem was schuldet und was der jeweilige Anteil der beiden Partner an den Gemeinschaftskosten sei. Wie Sie die Situation schildern, wollen die beiden Ehegatten den Tiger im Ritt melken. Das geht bekanntlich aus mindestens zwei Gründen nicht: Er lässt sich weder reiten noch melken und schon gar nicht beides zur selben Zeit. Für mich handelt es sich nicht nur um eine Erwartung der Ehegatten, die in sich widersprüchlich, ja gar paradox ist, sondern auch um eine Antwort der Vormundschaftsbehörde, die weder einer Analyse noch einer Lösungsfindung entsprungen ist, sondern durch das Vehikel einer vormundschaftlichen Massnahme das Problem einer Mandatsträgerin zuschiebt, welcher schlicht die gesetzlichen Instrumente fehlen, um an der Problemlage etwas ändern zu können.

5. Damit lassen sich Ihre Fragen wie folgt beantworten:
a. Wenn ich das Vermögen (Schulden) des Mannes verwalten soll, dann muss ich doch zuerst wissen, was sein Vermögen ist. Ich muss es ja dann auch ausscheiden aus dem ehelichen Vermögen und unter vormundschaftliche Verwaltung nehmen. Meines Wissens ist das nur über eine Gütertrennung möglich. Die Frau will das nicht. Sie möchte möglichst wenig verändern. Der Mann will davon auch nichts wissen, da er davon nur Nachteile hätte. Wie kann man als Beiständin das Vermögen von nur einem Ehegatten verwalten?
Ihre Annahme ist zutreffend. Als Beiständin einer verheirateten Person verwalten Sie das ganze eheliche Vermögen, d.h. Sie setzen eigentlich die bisherige Verwaltung der Ehegatten fort (vgl. Kurt Affolter, Zur Inventarisierung und Verwahrung verbeiständeter Vermögen, ZVW 2004 S. 215 f.)

b. Meines Wissens nach, könnte ich nur für einen urteilsunfähigen Klienten eine Gütertrennung beantragen. Stimmt das? (Herr W. ist urteilsfähig).
Das stimmt nur insoweit, als kein anderer Grund vorliegt. In Ihrem Fall liegen natürlich genügend andere Gründe im Sinne von Art. 185 Abs. 2 ZGB vor.

c. Einfacher wäre eine Beistandschaft für beide. Die Frau lehnt das aber ab und ist auch nicht entsprechend hilfsbedürftig. Der Ehemann hat im Gespräch ausgesagt, dass seine Frau nicht in der Lage sei, sich um die finanziellen Angelegenheiten zu kümmern. Mit etwas Unterstützung wäre sie das aber meiner Meinung nach schon.
Das ist eine Frage der Sachverhaltsabklärung durch die Vormundschaftsbehörde und einer von der anordnenden Behörde vorzunehmenden Situationsanalyse sowie einer Abwägung aller möglichen Optionen, um diesem Ehepaar zu helfen. Diese Fragen sind aber nicht nach Errichtung, sondern vor Errichtung der Massnahme zu klären (sh. Erwägungen Ziff. 4).

d. Darf die VB eine Beistandschaft für eine verheiratete Person einrichten ohne den Ehegatten anzuhören?
Jedenfalls dann nicht, wenn beide Ehegatten zusammenleben, denn damit verletzt die Vormundschaftsbehörde einerseits ihre Pflicht, den Sachverhalt von Amtes wegen gründlich abzuklären und eine verhältnismässige Lösung zu suchen, andererseits verletzt sie den Anspruch auf rechtliches Gehör.

e. Wenn das Haus verkauft werden muss, braucht das Ehepaar dann die Zustimmung der VB und der Aufsichtsbehörde für einen Freihandverkauf?
Wenn der verbeiständete Ehegatte urteilsfähig ist, bleibt er auch mit der Beistandschaft handlungsfähig und kann ohne Mitwirkung des Beistandes und der vormundschaftlichen Behörden seine Liegenschaft verkaufen. Wenn er selbst nicht handeln kann oder will, die Beiständin dies aber für erforderlich hält, um die Interessen des Verbeiständeten zu wahren, gelangen dagegen Art. 421 Ziff. 1 und 404 Abs. 3 ZGB zur Anwendung.
Mit freundlichen Grüssen

Kurt Affolter

Lic. iur., Fürsprecher und Notar

Ligerz, 21. Februar 2007
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